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Von Verena Schmitt-

Roschmann

Berlin – Nach dem Anstieg der 
Bürgergeld-Zahlungen auf 
rund 47 Milliarden Euro folgt 
nun eine hitzige Debatte, wie 
gespart werden könnte. Bay-
erns Ministerpräsident Mar-
kus Söder (CSU) schlug vor, al-
len Geflüchteten aus der Uk-
raine das Bürgergeld zu strei-
chen und ihnen nur noch die 
geringeren Asylbewerberleis-
tungen zu gewähren. Die Idee 
weckte erwartbar Widerstand 
bei der SPD. Die zuständige 
Sozialministerin Bärbel Bas 
(SPD) würdigte den Vorschlag 
keines Kommentars.

Eine Sprecherin des Sozial-
ministeriums  verwies ledig-
lich auf den Koalitionsvertrag. 
Der sieht Asylbewerberleis-
tungen nur für jene Geflüchte-
ten aus der Ukraine vor, die 
erst seit dem 1. April 2025 ein-
gereist sind, – und eben nicht 
für alle. Die Arbeiten an einem 
Gesetzentwurf hätten im Mai 
begonnen und würden „zügig 
und mit der gebotenen Sorg-
falt fortgeführt“, erklärte die 
Ministeriumssprecherin.

Söder-Forderung zu 
Ukrainer-Ausschluss­

Hintergrund der Debatte 
sind die Bürgergeldzahlen für 
2024. Nach Angaben des So-
zialministeriums auf eine An-
frage der AfD zahlte der Staat 
rund 46,9 Milliarden Euro an 
Hilfen – rund 4 Milliarden 
Euro mehr als ein Jahr zuvor. 
Unter den Beziehern sind 
mehrere Hunderttausend Uk-
rainerinnen und Ukrainer und 
deren Kinder, die seit 2022 vor 
dem russischen Angriffskrieg 
geflüchtet sind. An sie flossen 
2024 laut Ministerium rund 
6,3 Milliarden Euro. 

Söder sagte am Sonntag im 
ZDF, er sei dafür, dass die in 
Deutschland lebenden Ukrai-
ner kein Bürgergeld mehr er-
halten sollten, „und zwar am 
besten nicht nur die, die in der 
Zukunft kommen, sondern al-
le“. Söder meinte, die neuen 
US-Zölle auf Importe aus Euro-
pa veränderten die wirtschaft-
liche Lage. Die Koalition brau-
che ein „Update, was wirt-
schaftlich notwendig ist“, sag-
te der CSU-Chef.

SPD-Widerspruch: Rech-
te Tasche, linke Tasche

Der SPD-Politiker Dirk Wie-
se widersprach ruhig, aber 
eindeutig. Die Einsparungen 
würden überschätzt, und der 
Verwaltungsaufwand der 
Kommunen wäre enorm, er-
klärte der parlamentarische 
Geschäftsführer der SPD-Frak-
tion. Der Zuwachs an Bürokra-
tie hebe Einsparungen fak-
tisch wieder auf. „Das wäre 
einzig und allein das Prinzip 
,rechte Tasche, linke Tasche‘.“ 
Vielmehr sollten die Jobcenter 
sich darauf konzentrieren 
können, Menschen schnell in 
gute Arbeit zu bringen.

Für Alleinstehende liegt das 
Bürgergeld derzeit bei 563 
Euro im Monat. Nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 
bekommen Alleinstehende 
441 Euro. Unterbringungskos-
ten kommen gegebenenfalls 
in beiden Fällen hinzu. Der en-

Soziales   Debatte um Milliarden-Ausgaben fürs Bürgergeld – Wie Söders Vorschlag ankommt

  Soll man bei den Ukrainern sparen? Kommentar

Alexander Will 
über Bürger-
geld und 
Steuern

Wer  das Bürgergeld disku-
tieren will, kann das 

nicht isoliert. Die Sozialleis-
tung ist Teil einer Lage, die das 
gesamte finanzielle Gebaren 
des Staates und seine Reform-
verweigerung umfasst. Zum 
ungelösten Ausgaben- kommt  
ein Einnahmeproblem. 
  Missstand Stagnation: 
Der Internationale Währungs-
fonds  sieht für Deutschland 
ein Mini-Wachstum von 0,1 
Prozent. Das bedeutet Stagna-
tion. Die Bundesbank schreibt 
im  Monatsbericht über den 
Niedergang der deutschen Ex-
portwirtschaft. Symptom: 
Deutschland stürzt ab, Ameri-
ka und China sahnen ab. Dia -
gnose: Deutschland hat mas-
siv an Wettbewerbsfähigkeit 
verloren. Bürokratie ist Inno-
vations- und Investitionshin-
dernis, politische Entschei-
dungen treiben die Lohn-
stückkosten. Wenn eine Wirt-
schaft auf dem absteigenden 
Ast ist, wirkt sich das immer 
auf Steuereinnahmen aus. 
 Missstand Schulden: 
Schwarz/Rot versucht, die La-
ge durch ein  Schuldenpaket 
unter Kontrolle zu bekom-
men. Per Staatsausgaben soll 
die Wirtschaft angekurbelt 
werden. Die Keynes-Wunder-
kur hat jedoch noch nie funk-
tioniert. Sie erwies sich in der 
Regel als ökonomisches 
Schlangengift, das zu Schul-
denkrise, Fehlallokationen 
und Verschwendung führte. 
 Missstand Bürgergeld: 
Das Haushaltsloch liegt bei 8 
Milliarden Euro. Trotzdem 
steigt der Sozialetat  im neuen 
Budget um rund vier Prozent. 
Es ist der größte Haushalts-
posten. Im Jahr 2024 stiegen 
die Ausgaben für das Bürger-
geld um  neun Prozent auf 
rund 47 Milliarden Euro. 47,9 
Prozent der Bezieher waren 
laut Arbeitsagentur Auslän-
der. Grundlegende Reformen 
hin zu engerem Bezieherkreis 
und minimaler Grundsiche-
rung sind nicht in Sicht. 
 Missstand Rente: Der Ren-
tenzuschuss ist der größte 
Brocken des Sozialetats. Das 
Umlagesystem pfeift demo-
grafisch wie finanziell auf dem 
letzten Loch. Trotzdem 
herrscht Reformverweige-
rung. Statt Wende hin zu pri-
vater und kapitalgedeckter 
Absicherung schlagen SPD 
und die CDU-Wirtschaftsmi-
nisterin – jeder auf seine Wei-
se – hilflose Kosmetik vor. Ab-
sehbar: Der Haushalt gerät 
durch solche Rettungsversu-
che noch tiefer in die Miesen. 

Zu vermeintlicher Rettung 
will die SPD  Steuern erhöhen, 
statt zu sparen. Steuererhö-
hungen waren noch immer 
Gift für jede Wirtschaft. Daran 
ändert auch  Klassenkampf-
rhetorik nichts. Im speziellen 
deutschen Fall sind die Spiele-
reien mit Steuererhöhungen 
heute aber auch Ausdruck der 
Hilflosigkeit: Die Regierung 
versucht, sich durchzuwurs-
teln. Das geht nicht gut. 
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Wursteln 
statt Reform 

Die Zahlen zum Bürgergeld

Von Christina Neuhaus

Berlin – Das Bürgergeld-Sys-
tem soll reformiert werden – 
da ist sich die schwarz-rote Ko-
alition einig. Die Details sind 
jedoch umstritten. Unions-
politiker sehen große Einspar-
möglichkeiten, die in der SPD 
angezweifelt werden. Dass die 
Kosten zuletzt gestiegen sind, 
befeuert die Debatte weiter. 
Aber wie viel Geld fließt über-
haupt? Ein Überblick. 

Wer bekommt Bürgergeld ?
 Die auch als Grundsiche-

rung für Arbeitslose bezeich-
nete Leistung ist für erwerbs-
fähige Menschen in Deutsch-
land vorgesehen, die „hilfebe-
dürftig“ sind, also ihren Le-
bensunterhalt nicht selbst be-
streiten können. Das können 
auch erwerbstätige Menschen 
sein, die wenig verdienen – so-
genannte Aufstocker. Hinzu-
kommen weitere Mitglieder 
der Bedarfsgemeinschaft, et-

wa Kinder von Leistungsbe-
rechtigten im gleichen Haus-
halt. Anders als andere Ge-
flüchtete konnten bisher 
außerdem Menschen aus der 
Ukraine direkt nach ihrer An-
kunft Bürgergeld bekommen. 

Seit drei Jahren liegt die 
Zahl der „Regelleistungsbe-
rechtigten“ relativ konstant 
bei rund 5,5 Millionen Men-
schen, darunter etwa 1,5 Mil-
lionen Kinder unter 15 Jahren.

Was ist der Regelsatz ?
 Der zuletzt Anfang 2024 er-

höhte Regelsatz, auch Regelbe-
darf genannt, soll den Lebens-
unterhalt sichern. Alleinste-
hende Erwachsene ohne rele-
vantes zusätzliches Einkom-
men erhalten 563 Euro im Mo-
nat. Für Menschen, die mit 
einem Partner oder einer Part-
nerin zusammenleben, sowie 
für Kinder sind die Sätze ge-
ringer; der niedrigste Satz von 
357 Euro gilt für Kinder unter 
fünf Jahren. Für bestimmte 

Gruppen gibt es Aufschläge, 
etwa für Alleinerziehende, 
Schwangere und Menschen 
mit Behinderungen. Der Staat 
übernimmt für Bürgergeldbe-
ziehende außerdem die Bei-
träge zur Kranken- und Pflege-
versicherung.  

Bei bestimmten Pflichtver-
stößen, wenn etwa Termine 
im Jobcenter versäumt wer-
den, kann der Regelsatz vorü-
bergehend gekürzt werden.

Was sind die Kosten 
der Unterkunft ?

 Dieser Posten umfasst die 
Ausgaben für Miete inklusive 
Nebenkosten und Heizung in 
„angemessener Höhe“. Hierzu 
gibt es in der Regel kommuna-
le Vorgaben zu Wohnungsgrö-
ße, Miethöhe und Heizkosten. 
Werden die Kosten als unange-
messen eingestuft, kann von 
den Betroffenen gefordert 
werden, sie zu senken – not-
falls per Umzug.  Es gilt das 
Prinzip der Einzelfallprüfung, 

und es gibt Härtefallregelun-
gen. Wohnt jemand im Eigen-
tum, zahlt das Jobcenter 
Neben- und Heizkosten in „an-
gemessener Höhe“, nicht aber 
die Raten für den zum Kauf 
aufgenommenen Kredit. 
Strom muss immer aus dem 
Regelsatz bezahlt werden.

Was sind „einmalige 
­Leistungen“ und 
das Bildungspaket­ ?

 In bestimmten Fällen kön-
nen die Jobcenter Sonderzah-
lungen leisten. Zum Beispiel 
kann ein Paar, das ein Baby er-
wartet, Geld für die Erstaus-
stattung beantragen. Daneben 
gibt es für andere Fälle die 
Möglichkeit, ein Darlehen 
vom Jobcenter zu bekommen, 
beispielsweise für eine größe-
re Reparatur. Das Bildungspa-
ket wiederum umfasst speziel-
le Leistungen für Kinder, da-
runter Schulbedarf, Nachhilfe 
und eine Mitgliedschaft im 
Sportverein.

Vom Regelsatz bis zum Heizkosten-Zuschuss

ge Wohnungsmarkt und ge-
stiegene Heizkosten treiben 
da die Ausgaben.

Experte pocht auf 
Arbeitsmarktvermittlung

Der Ökonom Enzo Weber 
vom Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung IAB sieht 
einen entscheidenden Nach-
teil beim Wechsel vom Bürger-
geld in Asylbewerberleistun-
gen: „In der Grundsicherung 
gibt es Beratung, Vermittlung, 
Qualifizierung: Genau das, 
was die Menschen brauchen. 
Wenn sie nicht im System der 
Grundsicherung sind, haben 
sie davon viel weniger.“

Söder und andere Unions-
politiker wie Sachsens Minis-
terpräsident Michael Kretsch-
mer (CDU) verweisen darauf, 
dass in anderen europäischen 
Ländern viel mehr geflüchtete 
Ukrainer in Arbeit seien. Das 
sieht auch Arbeitsmarktfor-
scher Weber. Aber er betont: 
„Die Arbeitsmarktintegration 
von Geflüchteten braucht 
Zeit.“ Problematisch findet 
Weber, dass es für ukrainische 
Geflüchtete in Deutschland 

am Anfang lange Wartezeiten 
auf Sprach- und Integrations-
kurse gab. „Das könnte schnel-
ler gehen, wenn man Sprach-
förderung und Qualifizierung 
berufsbegleitend anbietet.“

Union verkämpft sich 
nicht für Söder-Vorschlag

Klare Unterstützung für 
seine Forderung bekam CSU-
Chef Söder zunächst nur von 
BSW-Gründerin Sahra Wagen-

knecht. Es sei falsch, dass 
Flüchtlinge nach kurzer Zeit 
genau so behandelt würden 
wie Menschen, die hier jahr-
zehntelang gearbeitet hätten, 
sagte Wagenknecht. 

Kanzleramtschef Thorsten 
Frei (CDU) zeigte sich in einem 
Interview von RTL/ntv zwar 
offen für Söders Vorschlag. Er 
monierte, dass in Deutschland 
2024 nur jeder dritte erwerbs-
fähige Ukrainer arbeitete. Al-
lerdings sieht auch Frei, dass 

man den Koalitionsvertrag 
nur einvernehmlich ändern 
könnte. Darüber werde man 
mit der SPD sprechen müssen, 
sagte der Kanzleramtschef. 

Bundeswirtschaftsministe-
rin Katherina Reiche äußerte 
sich nur allgemein: „Es muss 
gelten, dass sich Arbeiten 
mehr lohnt, als zu Hause zu 
bleiben“, sagte die CDU-Politi-
kerin. Vom Arbeitnehmerflü-
gel der Union bekam Söder so-
gar heftig Kontra. CDA-Chef 
Dennis Radtke wandte sich im 
„Focus“ gegen „breitbeinige 
und marktschreierische For-
derungen beim Thema Flucht 
und Asyl“.

Reform kommt – vor 
­allem gegen Missbrauch

So ist fraglich, ob Söders 
Vorstoß fruchtet. Klar ist aber, 
dass eine Reform des Bürger-
gelds ansteht. Unter anderem 
sollen Bezüge leichter gekürzt 
werden können, wenn jemand 
sich konsequent weigert, Jobs 
anzunehmen. Die SPD pocht 
vor allem darauf, Missbrauch 
und kriminelle Machenschaf-
ten zu unterbinden. 

Bürgergeld-Zahlungen sind auf knapp 47 Milliarden Euro gestiegen. Die Debatte um Einsparungen läuft. dpa-BILD:  Koall

Mehr Ukrainerinnen und Ukrainer 
in Arbeit als vor einem Jahr

Die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig beschäftig-
ten Ukrainerinnen und Uk-

rainer hat zuletzt deutlich 

höher gelegen als im ver-

gangenen Jahr. Im April sei-

en 272.000 Menschen mit 

ukrainischer Staatsangehö-

rigkeit einem sozialversiche-

rungspflichtigen Job nachge-

gangen, teilte ein Sprecher 

der Bundesagentur für Ar-

beit (BA)  mit. Das waren 

80.000 mehr als im Vorjahr.

Im Bürgergeldbezug waren  

nach Zahlen vom März rund 

701.000  Ukrainer, wie der 

BA-Sprecher weiter mitteil-

te. 502.000 von ihnen wa-

ren als erwerbsfähig einge-

stuft – die anderen waren 

entweder unter 15 Jahre alt 

oder hatten das Rentenein-

trittsalter bereits überschrit-

ten. Die Zahl derjenigen, die 

dem Arbeitsmarkt tatsäch-

lich zur Verfügung standen, 

lag im Juli auf 217.000.


